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Stärker vertreten!

von der ihm gemäß § 32 LuftVG erteilten Ermächtigung Gebrauch 
machen will, kann er dies wirksam nur durch eine förmliche Än-
derung des § 8 Abs. 2 LuftVO mit Zustimmung des Bundesrates 
bewirken. Ein solches Verfahren wie das vorliegende, statt der 
Einzelfallprüfung eine vom Land Rheinland-Pfalz erstellte Karte 
über „Dicht besiedeltes Gebiet in Rheinland-Pfalz“ als Grundlage 
zu nehmen, widerspricht eindeutig der Regelung des § 8 Abs. 2 
LuftVO. Im Rahmen der Bundesaufsichtsverwaltung ist das Bun-
desland Rheinland-Pfalz lediglich befugt, die bundesrechtlichen 
Regelungen anzuwenden, es ist nicht befugt, diese bundeseinheit-
lichen Regelungen durch eigene Landesregelungen, wenn auch 
nur bezogen auf das Bundesland Rheinland-Pfalz, zu ersetzen. 
Die vom Landesbetrieb Mobilität Rheinland-Pfalz, Fachgruppe 
Luftverkehr, mit der Bekanntmachung vom 15.04.2010 getrof-
fene Regelung, wonach die Karte „Dicht besiedeltes Gebiet in 
Rheinland-Pfalz“ für die Feststellung § 8 Abs. 2 LuftVO zur An-
wendung gelangen würde, ist daher unwirksam und nichtig. Buß-
geldbescheide, die hierauf berufen, sind daher ebenfalls nichtig. 
Die betroffenen Piloten sind daher von den Gerichten, sollte es 
zu Bußgeldverfahren kommen, frei zu sprechen (es sei denn, der 

Pilot hätte sich tatsächlich konkret über einem dicht besiedelten 
Gebiet, d. h. über einer Ortschaft, befunden und dort Kunstflug 
ausgeübt). Die Landesluftfahrtbehörde hat daher, wie im übri-
gen Bundesgebiet in Anbetracht der Rechtswirksamkeit und der 
Anwendbarkeit des § 8 Abs. 2 LuftVO regelmäßig geschehen, im 
konkreten Einzelfall zu überprüfen, ob ein Verstoß gegen § 8 Abs. 
2 Satz 1 LuftVO vorliegt oder nicht. Ein Verweis auf die von ihr 
erstellte Karte „Dicht besiedeltes Gebiet in Rheinland-Pfalz“ kann 
nicht weiter führen. 
Ich kann daher jedem betroffenen Piloten in Fällen dieser Art nur 
empfehlen, mit der vorliegenden Begründung Einspruch gegen 
einen möglichen Bußgeldbescheid des Landesbetriebs Mobilität 
Rheinland-Pfalz, Fachgruppe Luftverkehr, einzulegen und sodann 
die Gerichte entscheiden zu lassen. Die Landesluftfahrtbehörden 
haben genügend Aufgaben, um die Sicherheit des Luftverkehrs 
sicherzustellen. Um diese Aufgaben sollten sie sich kümmern und 
nicht Regelungen treffen, für die sie nicht zuständig sind und deren 
Regelung daher unwirksam und nichtig ist.

RA Wolfgang Hirsch
AOPA-Arbeitskreis „Fliegende Juristen und Steuerberater“

Zuerst die Entwarnung: Am Flughafen Essen/Mülheim wird auch 
in den nächsten Jahren Flugverkehr, wie bisher, stattfinden. Der 
Flughafen hat eine gültige Betriebserlaubnis, die den Status-Quo-
Betrieb sicherstellt. Nicht geflogen werden darf auch zukünftig mit 
kleinen Düsenmaschinen. Hier ist es der Geschäftsführung von 
einem Gesellschafter verboten worden, die Zustimmung zur Ge-
nehmigung von Außenlande- und Starterlaubnissen (§ 25 LuftVG) 
zu geben. Damit ist das geplante Umstrukturierungskonzept der 
Flughafengesellschaft in Richtung „Geschäftsflughafen“ geschei-
tert. Die Qualifizierung des Flugverkehrs durch eine Änderung der 
Betriebsgenehmigung (Aufhebung des bestehenden Düsenflug-
verbotes und Einrichtung von Instrumentenflugverkehr durch GPS-
Anflüge und Luftraum F) ist durch die neuen politischen Konstel-
lationen bei den drei Gesellschaftern (Städte Essen und Mülheim 
an der Ruhr sowie Land NRW) unmöglich geworden. Bei allen drei 
Gesellschaftern sind die GRÜNEN/Bündnis 90 mit in der politi-
schen Verantwortung. Sie treten vehement für eine Stilllegung des 
Flughafens ein. In der neuen Koalitionsvereinbarung zwischen der 
NRW-SPD und den NRW-GRÜNEN steht:
„Für den Flughafen Essen/Mülheim halten wir an der Vereinbarung 
aus der gemeinsamen Regierungszeit von 1995-2005 fest, dass der 
Flugbetrieb beendet wird, sobald dies möglich ist.“
Möglich ist die Aufgabe deshalb nicht, weil langfristige Erbpacht-
verträge (bis 2034) und nichtgeklärte Schadensersatzansprüche von 

am Platz ansässigen Flugunternehmen bestehen. Darüber hinaus 
sind öffentliche Mittel in umfangreiche Investitionsmaßnahmen 
geflossen, die Bindungsfristen auch bis 2034 haben.
Bis jetzt hat die Politik einen wirklich offenen Diskussionsprozess 
über die volkswirtschaftlich und regionalpolitisch positiven Wirkun-
gen des Flughafens verweigert und die Effekte nicht den notwendi-
gen Betriebskostenzuschüssen gegenübergestellt. Derzeit ignorie-
ren die Politiker auch die von Prof. Klophaus festgestellte Zahl von 
528 Arbeitsplätzen, die direkt und indirekt am Flughafen hängen.
Also: Irritationen sind da! Aber die Flughafengesellschaft geht vom 
weiteren Status-Quo-Betrieb auch in der Zukunft aus. EDLE lebt 
weiter!

Reiner Eismann, Geschäftsführer der FEM GmbH

Irritationen um den Flughafen Essen/Mülheim




